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2. Die bekämpfte Verordnung erweist sich sohin als gesetzwidrig. Sie 
war daher ihres untrennbaren Zusammenhanges wegen zur Gänze 
aufzuheben. 
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B-PVG; keine Bedenken gegen g 3 Abs. 1 Z. 1; keine gleichheits- 
widrige und denkunmögliche Anwendung 

Erk. v. 14. Oktober 1937, B 412/35 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 

Entscheidungsgründe: 

I. 1. Mit dem Bescheid vom 23. Jänner 1975 hat die Sozialversiche- 
rungsanstalt der Bauern festgestellt, daß für den Bf. , der neben seinem 
Beruf als Rechtsanwalt (und damit als Angehöriger der Rechtsanwalts- 
kammer für Wien, NÖ und das Bgld. ) in der Gemeinde K auf seine 
Rechnung und Gefahr in seinem Eigentum stehende forstwirtschaftlich 
genutzte Grundstücke bewirtschaftet, ab 1. Jänner 1974 gemäß t) 2 Abs. 1 
Z. 1 und Abs. 2 Bauern-PensionsversicherungsG (B-PVG), BGBl. 28/ 
1970, in der geltenden Fassung, in Verbindung mit $ 11 Z. 5 dieses 
Gesetzes die Pflichtversicherung und gemäß tJ 13 Abs. 1 und Abs. 3 
B-PVG (in Verbindung mit (t 19 Abs. 1 BauernkrankenversicherungsG) 
die Beitragspf licht in der Pensionsversicherung der Bauern bestehe, 

2. Gegen diesen Bescheid hat der Bf. mit der Begründung Einspruch 
erhoben, daß für ihn als Angehöriger der Rechtsanwaltskammer eine 
Pflichtversicherung nach den Bestimmungen der tier 49 bis 54 der 
RechtsanwaltsO in der durch die Novelle BGBI. 570/1973 geschaffenen 
Fassung (im folgenden RAO), somit eine Pflichtversicherung in einer 
Pensionsversicherung auf Grund einer anderen bundesgesetzlichen 
Vorschrift bestehe und daher die Ausnahmebestimmung des g 3 Abs. 1 
Z. 1 B-PVG anzuwenden sei, so daß er der Pflichtversicherung in der 
Bauernpensionsversicherung nicht unterliege. 

b) Mit Bescheid des LH von Stmk. vom 31. Juli 1975 wurde unter 
Anwendung der Bestimmungen des ) 111 B-PVG sowie des t) 413 und 
des ) 414 ASVG der Bescheid der Sozialversicherungsanstalt der Bauern 
vom 23. Jänner 1975 bestätigt. 

In der Begründung des Bescheides wird im wesentlichen ausgeführt, 
daß die Zugehörigkeit zu einer Rechtsanwaltskammer und in weiterer 
Folge die Berechtigung, deren Fürsorgeeinrichtung in Anspruch zu 
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nehmen, einer bundesgesetzlichen Regelung i. S. des $ 3 Abs. 1 Z. 1 des 
B-PVG nicht gleichzusetzen sei. Wenn der Einspruchswerber in der 
vorliegenden Gesetzeslage eine Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes 
erblicke, habe sich hiemit die gefertigte Behörde bei vorliegendem 
Streitfall nicht zu beschäftigen, da sie gehalten sei, die bestehenden 
gesetzlichen Regelungen zu beachten. 

3. Der gegen den Bescheid des LH von Stmk. vom Bf. erhobenen 
Berufung hat der BM für soziale Verwaltung mit Bescheid vom 
H. Oktober 1935, Z. 125 645/1-6/1975, keine Folge gegeben und den 
angefochtenen Bescheid „aus seinen zutreffenden Gründen" bestätigt. 

Ergänzend wurde in der Begründung des Bescheides des BM für 
soziale Verwaltung bemerkt, daß auch die Begründung der RV zu () 3 
Abs. 1 Z. 1 B-PUG in der Stammfassung ausdrücklich darauf hinweise, 
daß es sich bei „Personen, die auf Grund anderer bundesgesetzlicher 
Vorschriften pflichtversichert sind" nur um Personen handeln könne, die 
der Pflichtversicherung nach dem Gewerblichen Selbständigen-Pen- 
sionsversicherungsG, dem Allgemeinen SozialversicherungsG oder dem 
NotarversicherungsG unterlägen. Darauf deuteten auch im () 3 Abs. 1 
Z. 1 B-PVG die Worte „Kranken- oder Wochengeld" und „Versiche- 
rungsträger" hin. Im übrigen spreche die RAO von einer Alters-, 
Berufsunfähigkeit- und Hinterbliebenenversorgung und nicht von 
Pensionen. Eine dem Gesetz entsprechende Ausnahme — Ausnahmere- 
gelungen seien immer einschränkend auszulegen — sei daher auch auf 
Grund der im Bundesgesetz BGBl. 530/1933 für Rechtsanwälte 
getroffenen Regelung nicht gegeben. Vor allem werde die Auffassung 
des Berufungswerbers nicht geteilt, es liege deshalb eine Pflichtversi- 
cherung vor, weil nunmehr ein Rechtsanspruch auf die Versorgung 
eingeräumt sei. 

4. Gegen den Bescheid des BM für soziale Verwaltung vom 
8. Oktober 1935 richtet sich die auf Art. 144 B-VG gestützte Beschwerde. 
Der Bf. behauptet, durch den angefochtenen Bescheid in verfassungsge- 
setzlich gewährleisteten Rechten, im besonderen im Eigentumsrecht und 
im Gleichheitsrecht verletzt zu sein. 

II. Der VfGH hat erwogen: 
1. a) (J 2 Abs, 1 Z. 1 B-PVG lautet: 
„(1) Auf Grund dieses Bundesgesetzes sind, soweit es sich um natürliche 

Personen handelt und nicht eine Ausnahme nach () 3 gegeben ist, pflichtversi- 
chert: 

1. Personen, die auf ihre Rechnung und Gefahr einen land(forst)wirtschaftli- 
rhen Betrieb im Sinne der Bestimmungen des Landarbeitsgesetzes vom 2. Juni 
1948, BGBl. Nr. 140, führen oder auf deren Rechnung und Gefahr ein solcher 
Betrieb geführt wird; . . . 

" 
b) () 3 Abs. 1 Z. 1 B-PVG lautet: 
„(1) Von der Pflichtversicherung nach () 2 sind ausgenommen: 
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1. Personen, die auf Grund anderer bundesgesetzlicher Vorschriften in einer 
Pensionsversicherung pflichtversichert sind oder. . . (für den Beschwerdefall ohne 
Bedeutung). " 

2. Der Bf. bringt im wesentlichen vor, daß die Ausnahmevorschrift des 
) 3 Abs. 1 Z. 1 B-PVG von der bei. Beh. nicht verfassungskonform 
ausgelegt worden sei, da sie wohl für die Notare, nicht aber für die 
Rechtsanwälte die Ausnahme von der Pflichtversicherung nach t) 2 
B-PVG anerkannt habe. Für die Rechtsanwälte habe der Gesetzgeber mit 
dem Inkrafttreten der (t() 49 bis 54 der Novelle zur RAO, BGBI. 570/1973 
(1. Dezember 1973), eine auf bundesgesetzlicher Vorschrift beruhende 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung geschaffen. 

Wenn ) 3 Abs. 1 Z. 1 B-PVG tatsächlich so zu verstehen sei, daß die 
Rechtsanwälte nach der durch die Novelle zur RAO geschaffenen 
Rechtslage nicht unter diese Ausnahmebestimmungen fielen, verstoße 
diese gegen das Gleichheitsgebot. 

3. a) Das verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht auf Gleichheit 
aller Staatsbürger vor dem Gesetz kann nach der ständigen 
Rechtsprechung des VfGH durch den Bescheid einer Verwaltungsbe- 
hörde nur dann verletzt werden, wenn dieser auf einer dem 
Gleichheitsgebot widersprechenden Rechtsgrundlage beruht, wenn die 
Behörde der dem Bescheid zugrunde liegenden Rechtsvorschrift 
fälschlich einen gleichheitswidrigen Inhalt unterstellt oder wenn sie 
Willkür geübt hat (Slg. 7117/1973). 

b) Nach dem Inhalt der in Z. 1 wiedergegebenen Bestimmung des () 3 
Abs. 1 Z. 1 B-PVG sind von der Pflichtversicherung nach ) 2 alle 
Personen ausgenommen, die auf Grund anderer bundesgesetzlicher 
Vorschriften in einer Pensionsversicherung pflichtversichert sind. 

Der Wortlaut dieser Bestimmung umfaßt alle nach einer anderen 
bundesgesetzlichen Vorschrift in einer Pensionsversicherung pflichtver- 
sicherten Personen. Innerhalb dieses Personenkreises ist eine Differen- 
zierung überhaupt nicht vorgesehen. Die Ausnahme dieses Personen- 
kreises von der Versicherungspf licht nach dem B-PVG ist, da durch den 
Bestand einer Pflichtversicherung in einer anderen Pensionsversiche- 
rung die Vorsorge für die Versicherungsfälle des Alters, der dauernden 
Erwerbsunfähigkeit und des Todes sichergestellt ist, sachlich gerechtfer- 
tigt. 

Der VfGH kann daher nicht finden, daß die angeführte Bestimmung 
des g 3 Abs. 1 Z. 1 B-PVG mit dem auch den Gesetzgeber bindenden 
Gleichheitsgebot in Widerspruch stünde. 

Aus anderen Gründen sind gegen die Verfassungsmäßigkeit dieser 
Bestimmung unter dem Gesichtspunkt des vorliegenden Beschwerdefal- 
les Bedenken nicht entstanden. 
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c) In der Beschwerde wird im wesentlichen der Vorwurf erhoben 
(siehe die Ausführungen in Z. 2), daß die bei. Beh. bei der Erlassung des 
angefochtenen Bescheides der Bestimmung des g 3 Abs. 1 Z. 1 B-PVG 
einen gleichheitswidrigen Inhalt unterstellt habe, weil ihrer Meinung 
nach wohl die Notare, nicht aber auch die Rechtsanwälte unter diese 
Ausnahmebestimmung fielen. 

d) In der gesetzlichen Regelung der Altersversorgung der 
Rechtsanwälte ist eine Berücksichtigung der Zeiten der Beitragsleistung 
an die Versorgungseinrichtung der Rechtsanwälte weder in der 
Pensionsversicherung nach dem B-PVG noch in einer anderen auf Grund 

einer bundesgesetzlichen Vorschrift eingerichteten Pensionsversiche- 

rung i. S. des Systems der Wanderversicherung (( 251 a ASVG, g 67 
B-PVG) vorgesehen. 

Wenn die bei. Beh. im Hinblick auf diese unterschiedliche Regelung 
der Altersversorgung der Rechtsanwälte im Verhältnis zur Regelung der 
Wanderversicherung nach den eine Pflichtversicherung in einer 
Pensionsversicherung begründenden bundesgesetzlichen Vorschriften 
angenommen hat, daß es sich bei den Rechtsanwälten nicht um Personen 
handelt, die auf Grund einer anderen bundesgesetzlichen Vorschrift in 
einer Pensionsversicherung i. S. des g 3 Abs. 1 Z. 1 B-PVG pflichtversi- 
chert sind und daß sie daher nicht unter diese Ausnahmebestimmung 
fallen, kann ihr nicht zum Vorwurf gemacht werden, dieser Bestimmung 
einen gleichheitswidrigen Inhalt unterstellt zu haben. 

e) Daß die bei. Beh. bei der Erlassung des angefochtenen Bescheides 
Willkür geübt hätte, wird vom Bf. nicht behauptet. Für ein willkürliches 
Verhalten der bei. Beh. findet auch der VfGH keinen Anhaltspunkt. 

f) Zusammenfassend ergibt sich, daß der Bf. durch den angefochtenen 
Bescheid im verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf Gleichheit 
aller Staatsbürger vor dem Gesetz nicht verletzt worden ist. 

4. a) Das verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht auf Unverletz- 

lichkeit des Eigentums wird nach der ständigen Rechtsprechung des 
VfGH durch einen in das Eigentum eingreifenden Bescheid einer 
Verwaltungsbehörde nur dann verletzt, wenn dieser auf einer 
verfassungswidrigen Rechtsgrundlage beruht oder wenn er gesetzlos ist, 

wobei die denkunmögliche Anwendung eines Gesetzes ebenfalls als 

Gesetzlosigkeit angesehen wird. 

b) Bei der verfassungsrechtlichen Unbedenklichkeit der Bestimmung 
des g 3 Abs. 1 Z. 1 B-PVG (siehe Z. 3 lit. b), auf die sich der angefochtene 
Bescheid stützt, könnte der Bf. nur durch eine denkunmögliche 
Anwendung dieser Gesetzesbestimmung im Eigentumsrecht verletzt 
worden sein. 
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Eine solche wäre nur dann gegeben, wenn die bei. Beh. einen so 
schweren Fehler begangen hätte, daß der angefochtene Bescheid als 
gesetzlos ergangen anzusehen wäre (Slg, 3820/1976). 

Dies trifft aber nicht zu. Die bei. Beh. hat ihre Entscheidung jn der 
Annahme auf die Bestimmung des ) 3 Abs. 1 Z. 1 B-PVG gestützt, daß die 
Worte „auf Grund anderer bundesgesetzlicher Vorschriften in einer 
Pensionsversicherung pflichtversichert" im Hinblick auf die inhaltliche 
Übereinstimmung mit dem Wortlaut in gleichartigen sozialversiche- 
rungsrechtlichen Vorschriften im spezifisch sozialversicherungsrechtli- 
chen Sinn zu verstehen sind, wonach die Begründung der Pflichtversi- 
cherung in einer Pensionsversicherung in einer vom Gesetzgeber 
erlassenen sozialversicherungsrechtlichen Vorschrift erfolgt sein muß, 
Diese Annahme der bei. Beh. ist jedenfalls denkmöglich. 

Ob das Gesetz von der bei. Beh. auch richtig angewendet wurde, ist 
nicht vom VfGH, sondern vom VwGH zu prüfen. 

c) Der Bf. ist im verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf 
Unverletzlichkeit des Eigentums nicht verletzt worden. 

5. Die Verletzung eines anderen verfassungsgesetzlich gewährleiste- 
ten Rechtes ist vom Bf. nicht behauptet worden und im Verfahren vor 
dem VfGH nicht hervorgekommen. 

Bei der verfassungsrechtlichen Unbedenklichkeit der Rechtsgrundla- 
gen des angefochtenen Bescheides kann der Bf. auch nicht wegen 
Anwendung einer rechtswidrigen generellen Norm in seinen Rechten 
verletzt worden sein. 

Die Beschwerde war daher abzuweisen. 

8158 

PVG; $ 39 Abs. 4 i. d. F. BGBl. 284/1971 im Hinblick auf Art. 94 
B-VG verfassungswidrig 

Erk. v. 15. Oktober 1937, G 23, 40/77 (vgl. Kundmachung BGBl. 550/1973; siehe 
Anlaßfälle Slg. 8168/1937) 

) 39 Abs. 4 des Bundes-personalvertretungsgesetzes, BGBl. Nr. 133/1967, in 
der Fassung der Novelle BGBl. Nr. 284/1971, wird als verfassungswidrig 
aufgehoben. 

Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 30. September 1978 in Kraft. 
Frühere gesetzliche Bestimmungen treten nicht wieder in Kraft. 
Der Bundeskanzler ist zur unverzüglichen Kundmachung der Aufhebung im 

Bundesgesetzblatt verpflichtet. 


